
Der ehemalige CIA-Analyst und jetzige politische Aktivist Ray McGovern befürchtet, dass  
Netanjahu während des Präsidentschaftswahlkampfs in den USA den Iran angreifen wird,  
weil Obama ihn dann unterstützen muss. 

Israels Fenster für einen Bombenangriff auf den Iran
Von Ray McGovern

INFORMATION CLEARING HOUSE, 04.10.11
( http://www.informationclearinghouse.info/article29291.htm )

Es gibt immer mehr Anzeichen dafür, dass die rechtslastige israelische Regierung denken 
könnte, die Zeit für einen Angriff auf den Iran sei gekommen, weil in Israel die Beunruhi -
gung über angebliche Fortschritte des Irans beim Bau einer Atombombe wächst – und 
weil Präsident Barack Obama fürchten muss, bei der 2012 anstehenden Präsidentschafts-
wahl nicht von jüdischen US-Amerikanern unterstützt zu werden, wenn er Israel in den 
Rücken fällt. 

Am 26. September wies der israelische Premierminister Benjamin Netanjahu erneut auf 
die  angeblichen Fortschritte  des Irans hin  und erklärte  dem Interviewer  Charlie  Rose, 
"sehr bald" werde der Iran über Atomwaffen verfügen und damit Israel und den Rest der 
Welt bedrohen. 

Falls sich Israel dazu entschließen sollte, den Iran mit Kampfjets und Raketen anzugrei-
fen, wird die Annahme Netanjahus und anderer kriegslüsterner Politiker des Likud-Blocks,  
dass Präsident  Obama sie  wegen der  2012 stattfindenden Präsidentschaftswahl  dabei 
rückhaltlos unterstützen muss, den entscheidenden Anstoß dazu geben. 

Die Israelis können sich darauf verlassen, dass wegen des beängstigenden Einflusses der 
Likud-Lobby (in den USA), der reflexartigen Zustimmung des US-Kongresses und der im-
mer noch zahlreich in der Exekutive und in den Redaktionen der wichtigsten US-Zeitungen 
vertretenen Neokonservativen fast automatisch so ziemlich alles unterstützt wird, was Is-
rael anzettelt. 

Wenn Israel daraus ableitet, dass es auch grünes Licht für einen Überfall auf den Iran er -
halten wird, kann die Welt – einschließlich der USA – nicht erwarten, vorher gewarnt zu 
werden. 

Netanjahu und seine Bundesgenossen werden sich hüten, Obama vorher eine Warnung 
zukommen zu lassen, die ihm die Möglichkeit gäbe, sich mit führenden Politikern und Mili -
tärs zu beraten und die israelischen Pläne eventuell noch zu vereiteln. 

Hätte ein Überraschungscoup Folgen (für Israel)? Tel Aviv kann aus zahlreichen Präze-
denzfällen den Schluss ziehen, dass es kaum mit Konsequenzen rechnen muss, wenn es 
Obama vor vollendete Tatsachen stellt. 

Es gibt auch noch einen anderen Präzedenzfall: die Reaktion einer älteren Generation von 
Likud-Führern auf die mögliche Wiederwahl eines demokratischen Präsidenten, der ver-
dächtigt wurde, nicht absolut loyal zu Israel zu stehen. 
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1980  hat  sich  der  (damalige  israelische)  Premierminister  Menachem  Begin  über  den 
(US-)Präsidenten Jimmy Carter geärgert, weil dieser ihn zwang, die (von Israel besetzte 
Halbinsel) Sinai als Preis für einen Friedensvertrag mit Ägypten wieder herauszurücken.  
Begin machte seinen Anhängern in Israel und im Ausland klar, dass Carter, wenn er wie-
dergewählt werden sollte, Israel auch zur Anerkennung eines Palästinenser-Staates zwin-
gen könnte. Deshalb vollzog Begin eine politische Kehrtwende, unterstützte die Kandidatur 
des Republikaners Ronald Reagan und trug damit entscheidend zu der schweren Nieder-
lage Carters bei. 

Auch heute befürchten einige israelische Hardliner, dass Obama, wenn er in einer zweiten 
Amtszeit nicht länger Rücksicht auf politischen Druck aus Israel nehmen müsste, seiner-
seits den Druck auf Netanjahu erhöhen und diesen zwingen könnte, den Bau israelischer 
Siedlungen in den besetzten Gebieten einzustellen und ein vernünftiges Abkommen mit  
den Palästinensern zu schließen. 

Nach dieser Einschätzung würde eine zweite Amtszeit Obamas zu Israels wachsender 
Isolierung im Nahen Osten beitragen; das befürchtet auch (der neue US-)Verteidigungsmi-
nister Leon Panetta, der am Sonntag vor Reportern erklärte, Israel müsse die Verhandlun-
gen mit den Palästinensern wieder aufnehmen und seine Beziehungen zu Ägypten und 
der Türkei wieder in Ordnung bringen. 

"Reicht es, sich nur auf das Militär zu verlassen, wenn man sich, was die Diplomatie an-
geht, total isoliert?" fragte Panetta. "Und das geschieht doch gerade (in Israel)."

Ein sehr schlimmes Jahr

2011 ist tatsächlich das schlimmste Jahr in der neueren israelischen Geschichte, weil sich 
die strategische Lage Israels grundlegend verschlechtert hat. 

Israel hat die Unterstützung der ihm bisher gewogenen Regierungen Ägyptens und der 
Türkei verloren und sich international zunehmend isoliert, weil die Besetzung palästinensi-
schen Gebiete jetzt schon ins 45. Jahr geht und die Notlage der Palästinenser ihnen (welt-
weit) immer mehr Aufmerksamkeit – und Verständnis – verschafft. 

Da auch Netanjahu und seine ultrarechten Ratgeber diese veränderte Konstellation er-
kannt haben, kann man darauf wetten, dass sie alles daran setzen werden, diese wieder  
zugunsten Israels  zu verändern. 

Werden sie deshalb den Iran angreifen? Nun, ich weiß, das klingt verrückt. Es ist auch 
verrückt. Die Frage ist jedoch, ob das für die führenden Israelis auch verrückt klingt; die 
sind doch daran gewöhnt, dass ein Schwanz, wenn er will, mit mit einem großen Hund we-
deln kann. 

Außerdem klingen die Israelis immer verzweifelter, und die Vorstellung den Iran angreifen 
und die USA mit hineinziehen zu können, wird von ihrer verzweifelten Führung vielleicht 
als einzige Möglichkeit angesehen, eine weitere Erosion ihrer strategischen Position zu 
verhindern – oder wenigstens zu zeigen, dass sie noch einen sehr mächtigen Unterstützer  
hat. 

Meiner Ansicht nach hätte ein Angriff auf den Iran einen doppelten Zweck: Erstens könnte 
man damit das iranische Atomprogramm und die dazu notwendige Infrastruktur um Jahre 
zurückwerfen, und zweitens könnte man damit Washington in die Falle einer noch engeren 
militärischen Partnerschaft mit Israel locken. Lassen Sie uns Schritt für Schritt den zu die-
sen beiden Aspekten gehörenden Kontext untersuchen. 
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Wenden wir uns zuerst dem Schreckgespenst einer iranischen Atombombe zu. Zunächst 
möchte ich sagen, dass ich es sehr gut verstehen könnte, wenn der Iran an einer Atom-
bombe arbeiten würde. Es gibt eine Menge Gründe, die Teheran veranlassen könnten, 
das als vernünftige Handlungsweise zu betrachten. 

[Wie sich erwiesen hat, verfügte der Irak nicht über Atomwaffen, und wir wissen alle, was  
ihm passiert ist; Nordkorea hat eine Handvoll Atomwaffen, und wir wissen auch, was ihm 
nicht passiert ist.] 

Leider kommt es nicht darauf an, was ich oder andere glauben. Für ernsthafte Analysten  
ist der Glaube keine Basis für eine Analyse [zumindest war er das bisher nicht]. Sie benöti-
gen nachprüfbare Beweise. 

Anders als Israel, das sich geweigert hat, den Atomwaffensperrvertrag zu unterzeichnen, 
und 200 bis 300 Atomwaffen besitzt, hat der Iran diesen Vertrag unterzeichnet und immer 
wieder beteuert, dass er kein Interesse an Atomwaffen hat, sondern nur schwach angerei-
chertes Uran für die medizinische Forschung und die Energiegewinnung benötigt. Anders 
als Israel hat der Iran den Inspektoren der Internationalen Atomenergie-Agentur / IAEA der 
UNO gestattet, zu überprüfen, ob er seinen Atomwaffenverzicht auch einhält. 

Trotzdem wird der Iran auf Grund von "Annahmen" immer noch verdächtigt, Vorausset-
zungen für den Bau von Atomwaffen schaffen zu wollen, und Teheran hat auch nicht alle 
Auflagen der IAEA erfüllt. 

Hilfswillige Konzernmedien, besonders die New York Times, haben zwar immer wieder 
versucht, aus IAEA-Berichten irgendwelche Verdachtsmomente abzuleiten, nach Feststel-
lungen der IAEA hat der Iran aber niemals angereichertes Uran aus bekannten Anreiche-
rungsanlagen für den Bau einer Atombombe abgezweigt. Das ist eine Tatsache. 

Geheimdienst-Analysten verzögern einen Krieg 

Neben dieser lästigen Wahrheit sollte man auch einige Vorkommnisse aus der jüngeren 
Vergangenheit bedenken. 

Lautstark von Israel und den Konzernmedien unterstützt, haben 2007 Präsident George 
W. Bush und Vizepräsident Dick Cheney angekündigt, etwas gegen den angeblich geplan-
ten Bau iranischer Atomwaffen unternehmen zu wollen. Am 22. Oktober 2007 erklärte der 
israelische Botschafter in den USA öffentlich, es bleibe "sehr wenig Zeit", wenn man den 
Iran noch am Bau einer Atombombe hindern wolle. 

Traf das wirklich zu? Selbst wenn es dem Iran gelungen wäre, ein Atomwaffenprogramm 
vor der IAEA zu verbergen, wären nach Meinung von Experten noch mehrere Jahre bis 
zum Bau einer Atombombe vergangen. Außerdem hat selbst der US-Geheimdienst seit  
1995 alle zwei Jahre verkündet, der Iran könne erst in frühestens fünf Jahren über eine  
Atombombe verfügen. 

Das wirkte ziemlich peinlich, weil es sich wie eine beschädigte Schallplatte anhörte (die 
ständig die gleiche Stelle wiederholt). Diese Behauptung wurde auch von Leuten wie dem 
früheren CIA-Direktor James Woolsey, einem in der Wolle gefärbten Neokonservativen, 
aufgegriffen, der immer wieder warnte, die USA hätten keine Wahl, sie müssten den Iran 
bombardieren, um sein Atomwaffenprogramm zu stoppen.

Mitte 2006 gab Woolsey, der sich selbst als "Vertreter des presbyterianischen Flügels des 
Jewish Institute for National Security Affairs (des Jüdischen Instituts für Angelegenheiten 
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der nationalen Sicherheit, s.  http://www.jinsa.org/jewish-institute-national-security-affairs ) 
bezeichnet hat, folgende Erklärung ab: "Ich befürchte, dass die Iraner schlimmstenfalls in 
ein paar Monaten, bestenfalls in ein paar Jahren die Atombombe haben werden." Das ist 
jetzt fünf Jahre her. 

Die Klarstellung der Russen

Anfang Oktober 2007 machte sich der russische Präsident Wladimir Putin, unbeeindruckt 
von der Likud-Lobby, die das Denken der Neokonservativen in Washington bestimmte, öf-
fentlich über die "Beweise" lustig,  die belegen sollten, dass der Iran die Absicht habe,  
Atomwaffen zu bauen. 

Am 16. Oktober 2007 – während eines Besuches im Iran – streute Putin Salz auf die Wun-
den der Neokonservativen, die den Iran bombardieren wollten; er warnte: "Wir sollten nicht 
nur den Einsatz von Gewalt verwerfen, sondern schon die Erwähnung der Gewalt (als Mit-
tel der Politik) zurückweisen." 

Damit verursachte er eine heftige Reaktion des (US-)Präsidenten Bush auf einer Presse-
konferenz, die einen Tag später stattfand. 

Frage: "Herr Präsident, ich würde gern auf Herrn – auf den Besuch des Präsidenten 
Putin in Teheran zu sprechen kommen und auf das, was Wladimir Putin dort gesagt  
hat. Er hat sehr entschieden vor einer US-Militäraktion gegen den Iran gewarnt. … 
Waren Sie über Putins Botschaft enttäuscht?"

Bush: "Ich – ich möchte sagen, dass ich mich - wenn er das tatsächlich gesagt ha-
ben sollte – auf eine Klarstellung von ihm freue. … Und deshalb werde ich ihn dazu 
auffordern." 

Frage: "Glauben Sie wirklich, dass der Iran eine Atombombe bauen will?" 

Bush: "Das glaube ich so lange – bis er es dementiert und/oder erklärt, dass er –  
dass seine Ankündigungen nicht zutreffen, Ja, ich glaube, dass die Iraner die Kapazi-
täten, die Kenntnisse erwerben wollen, die sie zum Bau einer Atomwaffe brauchen. 
Und ich weiß, dass es im Interesse der Welt ist, sie davon abzuhalten, das zu tun. 
Ich glaube, dass der Iran – wenn der Iran Atomwaffen hätte, eine gefährliche Bedro-
hung für den Weltfrieden wäre. 

Dazu kommt – der Iran hat einen Regierungschef, der angekündigt hat, dass er Is-
rael zerstören will. Deshalb habe ich alle Leute gewarnt, wenn Sie einen Dritten Welt-
krieg verhindern wollen, dann müssen Sie sich auch dafür interessieren, wie man 
den Iran daran hindern könnte, die nötigen Kenntnisse zum Bau einer Atombombe 
zu erwerben. Ich nehme die Drohung des Irans mit Atomwaffen sehr ernst." 

Ehrliche Geheimdienste 

Nur einige Wochen später – im November 2007 – legten die US-Geheimdienste eine ge-
meinsame National Intelligence Estimate / NIE (eine Einschätzung aller US-Geheimdiens-
te) vor, mit der die gute Tradition, den Mächtigen die Wahrheit zu sagen, fortgesetzt wur-
de. Diese NIE war die Frucht einer umfassenden Auswertung aller Informationen, die über 
Jahre hinweg über die atomaren Aktivitäten und Pläne des Irans gesammelt worden wa-
ren. 
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Die in der NIE festgehaltenen Erkenntnisse hatten keinerlei Ähnlichkeit mit den Behaup-
tungen Bushs und Cheneys, ihrer israelischen Partner und der hilfswilligen Konzernmedi-
en über eine angeblich heraufziehende Bedrohung durch iranische Atomwaffen. 

Der folgende Auszug stammt aus dem Abschnitt der NIE vom November 2007, der die 
Kernaussagen enthält, die damals einen Krieg gegen den Iran verhindert haben: 

"A. Wir gehen mit hoher Verlässlichkeit davon aus, dass Teheran im Herbst 2003 
sein Atomwaffenprogramm eingestellt hat; wir nehmen aber mit mittlerer bis hoher 
Verlässlichkeit an, dass sich Teheran zumindest die Möglichkeit zur Entwicklung von 
Atomwaffen offen gehalten hat. …

Die Entscheidung Teherans, sein Atomwaffenprogramm zu stoppen, zeigt, dass es 
weniger  entschlossen an der  Entwicklung von Atomwaffen  gearbeitet  hat,  als  wir  
2005 angenommen haben. Nach unserer Einschätzung wurde das Programm wahr-
scheinlich in erster Linie wegen des internationalen Drucks gestoppt; der Iran rea-
giert also stärker auf Druck von außen, als wir vorher angenommen haben." 

Nach diesen Annahmen ist es nicht überraschend, dass die Autoren der NIE großes Ge-
wicht auf folgende Aussage gelegt haben:

"Diese NIE kommt nicht zu dem Schluss, dass der Iran vorhat, sich Atomwaf-
fen zu verschaffen." [Diese Aussage ist auch in der NIE in fetter und teilweise kursi-
ver Schrift gehalten.]

Da es keine Garantie dafür gab, dass nach dieser ehrlichen Einschätzung im Weißen 
Haus endlich die Vernunft siegen würde, drängten Admiral Mike Mullen, der Chef des US-
Generalstabes,  und andere höhere Offiziere wie  Admiral  William Fallon,  der  Chef  des 
CENTCOM (des für den Mittleren Osten zuständigen US-Regionalkommandos), darauf, 
dass die Kernaussagen der Einschätzung der US-Geheimdienste nicht geheim blieben, 
sondern veröffentlicht wurden, was sehr ungewöhnlich war. 

Sie hatten richtig kalkuliert, als sie annahmen, dass sie damit gleichsam die Räder eines 
Monstertrucks mit einer Eisenstange blockierten, der sonst eine neue Katastrophe verur-
sacht hätte – einen Krieg gegen den Iran. 

Es sei auch daran erinnert, dass Fallon, der im März 2007 zum CENTCOM-Chef berufen 
worden war, der Presse mitteilte, dass es "unter seinem Kommando" keinen Angriff auf 
den Iran geben werde. Deshalb wurde er im März 2008 auch wieder entlassen. 

Auch andere höhere Offiziere, die sich nicht so offen wie Fallon äußerten, teilten seine 
Verachtung für die gefährlich simplifizierenden Ansichten der Herren Bush und Cheney 
über den Anwendung militärischer Gewalt. 

Bush und Cheney außer sich vor Wut

Am überraschendsten ist vielleicht die entwaffnende [wenn das der richtige Ausdruck ist] 
Aufrichtigkeit, mit der George W. Bush seine Wut über die einmütige Einschätzung der 
US-Geheimdienste zugibt, die erklärt hatten, dass der Iran seit Ende 2003 nicht mehr an 
Atomwaffen arbeite. 

In seinen Memoiren "Decision Point" (Stunde der Entscheidung) lässt er sie heraus. Wenn 
er und Cheney wirklich über eine Bedrohung durch den Iran besorgt gewesen wären, hät-
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ten angemessene Reaktionen auf die NIE doch eigentlich tiefe Seufzer der Erleichterung 
oder wenigstens einige Nachfragen sein müssen. 

Stattdessen beklagt sich Bush heftig über die NIE, weil sie ihm mit ihrer aufsehenerregen-
den Enthüllung, dass der Iran sein Atomwaffenprogramm mit hoher Verlässlichkeit 2003 
auslaufen ließ, "in militärischer Hinsicht die Hände gebunden" habe. 

Der ehemalige Präsident teilt außerdem mit, die Erkenntnisse aus der NIE hätten ihn sehr 
überrascht, und er habe sofort damit gerechnet, dass sie in die Presse durchsickern wür -
den. Deshalb habe er die Freigabe der Schlüsselaussagen autorisiert, "um die Zeitungs-
meldungen dann mit Tatsachen entkräften zu können". Mit welchen Tatsachen? 

Natürlich mit neuen und "anderen Tatsachen"! Hat uns nicht die Erfahrung aus dem Irak-
Krieg gelehrt,  dass man "Erkenntnisse der Geheimdienste und Tatsachen" so frisieren 
kann, dass sie der Politik "nützen" – wie das berühmte Downing Street Memo vom 23. Juli 
2002 (s. http://en.wikipedia.org/wiki/Downing_Street_memo ) belegt, aus dem hervorgeht, 
dass die USA und Großbritannien sogar "Geheimdiensterkenntnisse und Fakten" erfunden 
haben, damit sich der Irak-Krieg "rechtfertigen" ließ. 

Zum Iran (bei dem das leider nicht funktioniert hat) schreibt ein immer noch enttäuschter 
Bush: "Der Rückschlag war verheerend. [Der iranische Präsident Mahmud] Ahmadined-
schad feierte die NIE-Veröffentlichung als großen Sieg." Mit der Erwähnung des vielge-
schmähten Ahmadinedschad will Bush per Assoziation auch die NIE diskreditieren, denn 
was Ahmadinedschad lobt, kann ja nur falsch sein. 

Ist Bushs Enttäuschung nicht verständlich? Leider hat die NIE den gegen den Iran einge-
setzten Propaganda-Apparat, der zollfrei aus Israel importiert und von den Neokonservati -
ven in den USA getunt wurde, (im entscheidenden Moment) völlig lahmgelegt.

Wie peinlich! Vor der ganzen Welt wurden durch die Kernaussagen in einer NIE – dem 
aussagekräftigsten aller US-Geheimdienst-Dokumente – denen von 16 US-Geheimdiens-
ten hohe Verlässlichkeit bescheinigt wurde und die der Director of National Intelligence 
(der Direktor sämtlicher US-Geheimdienste, s. http://de.wikipedia.org/wiki/Director_of_Na-
tional_Intelligence ) unterzeichnet hat, der Nachweis erbracht, dass Bush und Cheney ge-
logen hatten, als sie vor einer atomaren Bedrohung durch den Iran warnten. 

Quid est Veritas? (Was ist die Wahrheit?) 

In seinen Memoiren lamentiert Bush: "Ich weiß nicht, warum in der NIE diese Aussagen 
gemacht wurden. … Was auch immer die Erklärung dafür sein möge, die NIE hatte eine 
große Wirkung – und keine gute." Nach seinem Geständnis, die NIE habe ihm "in militäri-
scher Hinsicht die Hände gebunden", lässt sich Bush noch zu der folgenden [anscheinend 
unredigierten] entlarvenden Aussage hinreißen:

"Wie hätte ich nach der NIE noch den Einsatz von Militär zur Zerstörung der Atomanlagen 
eines Landes erklären sollen, das nach den Erkenntnissen unserer Geheimdienste über-
haupt kein Atomwaffenprogramm mehr betrieb?"

Wie schade! 

Zum Glück hat es noch nicht einmal Dick Cheney geschafft, Bush zur Reparatur der Pro-
paganda-Maschinerie zu veranlassen, damit diese weiter zu einen Krieg gegen den Iran 
antreiben konnte. Onkel Cheney hat keinen Zweifel daran gelassen, dass er von seinem 
Protegé (Bush) sehr enttäuscht war. Am 30. Aug 2009 sagte er in "Fox News Suday" (in 
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einer  Sonntagssendung des rechtslastigen TV-Senders Fox News), mit seiner Begeiste-
rung für den Krieg gegen den Iran sei er unter Bushs Beratern ziemlich isoliert gewesen. 

"Ich war wahrscheinlich ein größerer Verfechter einer (Militär-)Aktion (gegen den Iran) als 
alle meiner Kollegen," sagte Cheney, als er gefragt wurde, ob die Bush-Regierung vor 
dem Ende ihrer Amtszeit einen vorbeugenden Krieg gegen den Iran hätte beginnen sollen. 

Es ist durchaus möglich, dass die Propaganda-Kampagne gegen den Iran wieder in Gang 
gesetzt worden wäre, wenn es nicht eine so starke Opposition unter den führenden Mili-
tärs gegeben hätte, die Bush davon überzeugte, dass Cheney, seine neokonservativen 
Freunde und die israelischen Führung keine Vorstellung von dem Chaos hatten, das ein 
Krieg gegen den Iran anrichten würde. 

Bedauerlicherweise hat Admiral Mullen gerade seinen Ruhestand angetreten, und Admiral 
Fallon wurde bereits 2008 gefeuert, weil er die Wahrheit gesagt hatte. Es ist keineswegs 
sicher, dass ihre Nachfolger im Stande sein werden, ein Gegengewicht gegen die Neokon-
servativen zu bilden, die weiterhin einen außergewöhnlichen Einfluss auf das offizielle Wa-
shington auszuüben. 

Obwohl interessierte Kreise immer noch vor der wachsenden Bedrohung durch den Iran 
warnen, sind die Analysten der US-Geheimdienste und führende Offizielle standhaft bei ih-
rer alten Einschätzung (aus dem Jahr 2007) geblieben. 

Bei Anhörungen vor dem Kongress deuten sie zwar manchmal mögliche Veränderungen 
an, verfolgen aber grundsätzlich die Linie, dass es keine neuen Erkenntnisse gibt, die eine 
andere Einschätzung als die in der NIE vom November 2007 vorgenommene erfordern 
würden. 

Es gibt keine neuen geheimdienstlichen Erkenntnisse, die zur "Rechtfertigung" eines Prä-
ventiv-Angriffes auf den Iran dienen könnten [als seien Präventiv-Angriffe nach dem Völ-
kerrecht überhaupt zu rechtfertigen].

Dieses Mal sollten führende Geheimdienst-Analysten (vom Kongress) dazu gezwungen 
werden, unter Eid über angebliche Beweise und analytische Erkenntnisse auszusagen, 
bevor Israel die USA in einen weiteren katastrophalen Krieg hineinzieht, der die Kriege im 
Irak und in Afghanistan wie Scharmützel aussehen ließe. 

Den Präsidenten in die Falle locken

Weiter vorn habe ich versprochen, mich auch mit dem Problem zu befassen, wie der israe-
lische Premierminister Netanjahu einen Angriff auf den Iran dazu benutzen könnte, um 
Washington in die Falle noch engerer militärischer Beziehungen zu Israel zu locken. 

Trotz seines bravourösen Auftritts in Washington – der auch eine Rede vor beiden Häu-
sern des  Kongresses einschloss, bei der Republikaner und Demokraten miteinander wett -
eiferten, wer am schnellsten aufspringen und am lautesten jedem einzelnen Satz des is-
raelischen  Premierministers  applaudieren  könnte  –  gerät  Netanjahu  zunehmend  unter 
Druck.

Ich glaube, er weiß, dass er die USA jetzt mehr braucht als jemals zuvor. Und das sehe 
ich auch so. 

Das zeigte sich auch an seinen Antworten, die er am 25. September in der NBC-Sendung 
"Meet the Press" (Pressetreff) David Gregory gab. Gregory kam zwar kaum zu Wort, das 
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war in gewisser Hinsicht aber auch wieder gut, weil der redselige Netanjahu reichlich Stoff  
für eine Analyse (seiner Befindlichkeit) lieferte. Mir scheint, dass der Premierminister im-
mer mehr in die Defensive gerät. 

GREGORY: "Israel war wohl noch nie so isoliert, wie es das durch den Arabischen 
Frühling geworden ist. Die Türkei hat sich gegen Israel gewandt; die arabische Welt  
ist von Diktatoren abgerückt, die Israel unterstützt haben und Friedensverträge mit 
ihm hatten, und sie sieht Israel jetzt viel negativer als bisher. Warum halten Sie bis 
zum heutigen Tag und in dieser Situation immer noch palästinensisches Territorium 
besetzt, obwohl sie sich große Sorgen um die Sicherheit Israel machen müssten." 

NETANJAHU: "In Ihrer Frage sind zwei Annahmen enthalten, auf die ich eingehen 
möchte, weil ich sie für falsch halte. Die erste ist, dass wir isoliert seien. Nun, im 
stärksten Land der Welt fühlen wir uns keineswegs isoliert. 

Gestern ging ich spazieren – im Central Park. Dort habe ich jüdische US-Bürger und 
solche getroffen, die keine Juden sind, und alle sagten: 'Vertrauen Sie uns. Wir sind 
stark. Geben Sie nicht nach. Wir sind mit Ihnen.'

In einem Restaurant in New Jersey, von dem man einen großartigen Blick auf New 
York City hat, habe ich einen ehemaligen Oberstleutnant der Marineinfanterie getrof-
fen, der jetzt Lehrer ist. Er bestätigte mir: 'Wir gehen unseren Weg gemeinsam. Ge-
ben Sie nicht nach.' Ein New Yorker Polizist sagte zu mir: 'Ich bin nicht jüdisch. Wir 
unterstützen Sie. Geben Sie nicht nach.' Die USA unterstützen Israel also auf einma-
lige, beispiellose Weise. So viel zu Ihrer ersten Annahme!

Jeder der US-Präsidenten tritt für die unverbrüchliche Freundschaft der US-Amerika-
ner mit Israel ein und handelt in ihrem Sinn. Und übrigens, das ist Ihnen vielleicht 
neu, Israel ist der einzige Staat, in dem sowohl die Opposition als auch die (Regie-
rungs-)Koalition pro-amerikanisch sind. 

Und ich vertrete alle Israelis, die 'Danke, USA!' sagen. Wir sind nicht nur Freunde der 
USA, sondern auch ihre einzigen zuverlässigen Verbündeten im Mittleren Osten."

Es ist jedoch kaum zu bezweifeln, das durch den Verlust seiner wichtigen Verbündeten 
Türkei und Ägypten die strategische Situation Israels in der Region so gefährdet ist, wie 
schon lange nicht mehr. Auch in den USA zeigen Graswurzelbewegungen immer mehr 
Sympathie für die verzweifelte Lage der Palästinenser, obwohl das offizielle Washington 
immer noch im Gleichschritt hinter Netanjahu her marschiert. 

In meinen Augen zählt am meisten, wie Netanjahu und seine Kumpane Obama einschät-
zen; sie setzen darauf, dass er ängstlich genug ist, ja kein Jota von der pro-israelischen 
Haltung abzuweichen, die er bisher eingenommen hat. Es gibt genügend Beweise dafür, 
dass er wie Wachs in ihren Händen ist, und deshalb müssen wir das nicht weiter vertiefen. 

Lassen Sie mich stattdessen versuchen, eine Lehre aus meinen Erfahrungen zu ziehen,  
die ich im Sommer als Passagier auf dem US-amerikanischen Schiff  "The Audacity of  
Hope" (Die Kühnheit der Hoffnung) auf der Fahrt Richtung Gaza gemacht habe. 

Aktivismus stellt nur die Feigheit bloß

Als wir am 1. Juli versuchten, die griechischen Gewässer Richtung Gaza zu verlassen, hat 
es nur 33 Minuten gedauert,  bis  uns ein Boot  der griechischen Küstenwache stoppte.  
Nach etwas mehr als einer weiteren Stunde legte ein Schlauchboot mit einem schwarz ge-
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kleideten, schwarze Masken tragenden Kommandotrupp am Boot der Küstenwache an; 
die Soldaten kletterten an Bord des Bootes und richteten ihre Maschinenpistolen auf uns. 

Das war mehr als bizarr, weil sich keiner der 37 Passagiere, der 12 Medienjournalisten, 
oder der fünf Mann Besatzung an Deck bewegte oder hinwarf. Als unser Kapitän erkannte, 
dass er mit seiner Hinhaltetaktik nicht verhindern konnte, dass wir geentert würden, fügte 
er sich der Anordnung der griechischen Küstenwache und kehrte nach Piräus zurück; dort 
liegt die beschlagnahmte "Audacity of Hope" noch immer. 

Später erfuhren wir, dass die Regierung Griechenlands, einer Nation mit einer legendären 
seemännischen Vergangenheit, am gleichen Tag eine beispiellose Direktive erlassen hat-
te, mit der allen Schiffen verboten wurde, aus griechischen Häfen nach Gaza auszulaufen. 

Es war klar, dass die israelische Regierung Athen auf diplomatischen Wege und öffentlich 
unter Druck gesetzt hatte, bis es die zehn Schiffe der (Hilfs-)Flotte dieses Jahres daran 
hinderte, nach Gaza auszulaufen. Es ist ziemlich unwahrscheinlich, dass Israel allein im 
Stande gewesen wäre, die Griechen so in Verlegenheit zu bringen, dass sie einfach vier 
Jahrtausende ihrer Geschichte vergaßen. 

Mir war sofort klar, dass Washington den entscheidenden Druck auf die Griechen ausge-
übt haben musste. Warum wohl? Nun, weil  Obama viel mehr Einfluss auf den griechi-
schen Premierminister George Papandreou als auf Netanjahu hat. Und das trotz der 3 Mil -
liarden Dollar, die Israel jedes Jahr von den USA erhält. 

Bevor ich die USA verlassen habe, wurde ich von jemand gewarnt, der Verbindungen zu 
führenden Mitarbeitern des Nationalen Sicherheitsrates (der USA) hat; er ließ mich wis-
sen, dass im Weißen Haus beschlossen worden war, absolut nichts zu unternehmen, um 
unser Schiff vor einem Angriff israelischer Sicherheitskräfte und vor dem Entern zu schüt-
zen, und dass Offizielle des Weißen Hauses sogar "glücklich wären, wenn wir dabei zu 
Schaden kämen". 

Diese "freudige Nachricht" wurde mir auch in anderer Form übermittelt: Offizielle des US-
Sicherheitsrates seien durchaus darauf eingestellt, dass "die kalten Leichname von US- 
Aktivisten im Fernsehen gezeigt würden". Craig Murray, der ehemalige Botschafter Groß-
britanniens, erhielt im Wesentlichen die gleichen Auskünfte von früheren Kollegen, die ihm 
berichteten, was sie von führenden Offiziellen des US-Außenministeriums erfahren hatten. 

Mit anderen Worten, führende Offizielle des Sicherheitsrates und des Außenministeriums 
in Washington sahen mit Gelassenheit der Möglichkeit entgegen, dass uns die israelische 
Marine genau so "willkommen" heißen würde wie die letztjährige Hilfsflotte für Gaza; bei 
nüchternem Nachdenken kam ich allerdings zu dem Schluss, dass sich die Obama-Regie-
rung dann doch für die elegantere Lösung entschieden hat und uns einfach in Griechen-
land festhalten ließ. 

Als die Hilfsflotte im letzten Jahr die Gaza-Blockade zu durchbrechen versuchte, wurde sie 
am frühen Morgen des 31. Mai 2010 in internationalen Gewässern von israelischen Kom-
mandotrupps angegriffen. Diese töteten neben acht türkische Bürgern auch den 19-jähri -
gen US-Amerikaner Furkan Dogan. Der türkische Ministerpräsident  Recep Tayyip Erdo-
gan protestierte, und die Türkei fordert bis heute eine Entschuldigung Israels, eine Ent-
schädigung und ein Ende der Gaza-Blockade. 

Im Gegensatz dazu kam von dem US-Präsidenten Obama kein einziges Wort der Kritik. In 
Wirklichkeit war alles noch viel schlimmer. Die Weiße Haus und das US-Außenministerium 
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versuchten mit allen Mitteln sich von der Verantwortung für den Schutz eines US-Bürgers  
zu drücken:  Das offizielle Washington verbreitete  die  Falschmeldung,  Dogan sei  über-
haupt kein "echter" US-Amerikaner, sondern eher eine Art "türkisch-amerikanischer" Hy-
bride. 

Dabei wussten sie genau, dass das nicht stimmte. Dogan ist in Troy bei New York gebo-
ren und hat sich niemals um die türkische Staatsbürgerschaft bemüht. 

Die "Rechtmäßigkeit" der Blockade

Was die Rechtmäßigkeit der israelischen Blockade angeht, scheint es im US-Außenminis-
terium doch noch einige Verfechter des Völkerrechts zu geben, die den Mut haben, laut zu 
protestieren, wenn ihr Ministerium die absonderliche Absicht erkennen lässt, die israeli-
sche Blockade als legal zu bezeichnen. 

Es gibt zum Glück immer noch genug widerspenstige Fachleute – Experten auf den Ge-
bieten des Seerechts  und der internationalen (Seerechts-)Konventionen – die ihr Gewicht  
für die Forderung in die Waagschale werfen, dass auch Israel wie alle anderen Staaten 
diese Gesetze befolgen muss. Ihrer Professionalität ist es zu verdanken, dass die USA 
wenigsten auf diesem Sektor noch das Völkerrecht achten. 

Dieser hartnäckige Professionalismus ist wohl auch schuld an der seltsamsten Pressekon-
ferenz des US-Außenministeriums, die ich je erlebt habe. Am 24. Juni haben sich AP-Re-
porter Matt Lee und einige seiner Kollegen für sachbezogenes Nachfragen statt für diplo-
matisches Einlenken entschieden, als Victoria Nuland, die Sprecherin des US-Außenmi-
nisteriums, eine klare Aussage verweigerte; diese Dame ist die Frau von Robert Kagan, 
einem Neokonservativen, der von 2003 bis 2005 sicherheitspolitischer Berater des Vize-
präsidenten Cheney war [und jetzt Kolumnist bei der Washington Post ist]. 

Frau Nuland wurde dreimal direkt gefragt, ob die US-Regierung die israelische Blockade 
des Gaza-Streifens für legal halte, wollte die Frage aber nicht beantworten. 

"Ich bin keine Seerechtsexpertin," erwiderte sie [viermal]. Des Weiteren betonte sie, die 
Reise des US-Schiffes nach Gaza dürfe nicht zu einer "Wiederholung der Geschehnisse 
vom vergangenen Jahr  führen"  [viermal].  Außerdem behauptete sie,  die  Hilfsflotte  des 
letzten Jahres sei selbst für die Angriffe der israelische Marinekommandos verantwortlich 
gewesen, und die Hilfsflotte dieses Jahres sei ebenfalls (für alle Zwischenfälle) verantwort -
lich zu machen. 

Es scheint so, als hätten US-Behörden trotz der Verschwiegenheit der Passagiere der ,  
"Audacity of Hope" sofort erfahren, dass wir [trotz der verdammten Torpedos und Kom-
mandotrupps] planten, nach Gaza durchzubrechen. 

Im Rückblick ist mir klar geworden, dass Obama die Geistesgegenwart hatte – trotz des 
Wunsches einiger Machos im Sicherheitsrat und im Außenministerium, die unsere kalten 
Leichname im US-Fernsehen betrachten wollten – eine Handvoll vernünftiger Berater zu 
befragen, die verstanden, dass schnell etwas getan werden musste, um eine drohende 
PR-Katastrophe zu verhindern. 

Ein Angriff auf ein in den USA registriertes Schiff, bei dem US-Passagiere – darunter die 
Autorin Alice Walker und Journalisten von der New York Times, CBS, CNN, Democra-
cynow.org und anderen US-Medien – gefährdet worden wären, musste um jeden Preis 
vermieden werden.
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Selbst  ein  Schleimer  wie  Mr.  Milquetoast  (eine  Comic-Figur,  s.  http://www.worldwide-
words.org/qa/qa-mil1.htm ) könnte den Israelis nicht so um den Bart gehen, wie Obama 
das tut. Das heißt, der Präsident versucht sich noch nicht einmal zurückzuhalten, wenn es 
echt beschämend ist, ein Verhalten Israels zu verteidigen, das die übrige Welt schändlich 
findet. 

Wenn es zu einer "Wiederholung dessen gekommen wäre, was im letzten Jahr geschehen 
ist", wäre es viel schwieriger gewesen, sich jeder Kritik an Israel zu enthalten. [Unter ent-
sprechendem Druck hätte  Obama aber sicher den politischen "Mut"  aufgebracht,  auch 
diesmal wieder zu schweigen.] 

Dass Präsident Obama es noch nicht einmal wagte, Premierminister Netanjahu darum zu 
bitten, die "Audacity of Hope" sicher passieren zu lassen – diese offene Zurschaustellung 
von Feigheit – ist der israelischen Führung sicher nicht entgangen, und man kann sich gut 
vorstellen, wie sich die Herrschaften darüber amüsiert haben. 

Hätte Obama diese Bitte tatsächlich geäußert, hätte ihm Netanjahu wahrscheinlich mit der 
Geste geantwortet, die inzwischen so etwas wie sein Markenzeichen bei Reaktionen auf 
flehende Bitten aus Washington geworden ist [mit dem rechten Daumen an der Nasenspit -
ze und vor und zurück bewegten Fingern (einer traditionellen Verspottungsgeste, die wir  
als "jemanden eine lange Nase drehen" bezeichnen)]. 

In diesem Fall hätte Obama zugeben müssen, dass sein Einfluss auf Netanjahu gleich Null 
ist; um keinen Krach mit Israel heraufzubeschwören hat er einen sicheren Kurs gewählt  
und den weniger furchterregenden Griechen die Daumenschrauben angelegt, damit sie 
uns zur Küste zurückholten und dort festhielten. 

Zum Glück für Obama war Griechenland leicht zu beeinflussen, weil  es in großen wirt -
schaftlichen Schwierigkeiten steckt und dringend weitere finanzielle Hilfe braucht. Um die 
USA nicht zu verärgern, hat der griechische Premierminister Papandreou getan, was von 
ihm erwartet wurde und uns an Land geholt. 

Den mittleren griechischen Offiziellen, mit denen wir zu tun hatten – auch denen von der 
Küstenwache – war es sichtlich peinlich, was sie uns antun mussten, und sie schienen 
sich dafür entschuldigen zu wollen. 

Versetzen wir uns also in die Lage Netanjahus und seiner Kumpane. Versuchen Sie, Oba-
ma so zu sehen, wie diese das tun, und denken Sie über die unterschiedlichen politischen 
Einschätzungen und strategischen Rücksichten nach, zu denen wir uns eingangs geäu-
ßert haben. Wenn Sie Netanjahu wären, würden Sie dann befürchten, dass Obama im 
Weg sein könnte, wenn sich Israel dazu entschließt, gegen den Iran loszuschlagen? 

Ray McGovern arbeitet für Tell the Word (Verkündet das Wort), den publizistischen Zweig  
der ökumenischen Church of the Saviour (Kirche des Erlösers) in der Innenstadt Washing-
tons. Er diente insgesamt 30 Jahre als Offizier der US-Army und dann als CIA-Analyst; er  
ist Mitbegründer der Veteran Intelligence Professionals for Sanity / VIPS (der Vereinigung  
ehemaliger professioneller Geheimdienstler für den Sieg der Vernunft).

(Wir haben den Artikel, der bestätigt, dass unsere häufigen Warnungen vor einem drohen-
den Überfall auf den Iran berechtigt waren und sind, komplett übersetzt und mit Ergänzun-
gen und Links in runden Klammern versehen. Die Anmerkungen in eckigen Klammern hat 
der Autor selbst eingefügt: Weitere Informationen über Ray McGovern sind aufzurufen un-
ter http://en.wikipedia.org/wiki/Ray_McGovern .Anschließend drucken wir den Originaltext 
ab.)
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Israel’s Window to Bomb Iran
By Ray McGovern

October 04, 2011 "Information Clearing House" -- There are mounting signs that the 
right-wing Israeli government may think the timing is right for an attack on Iran, with gro-
wing alarms inside Israel about alleged Iranian progress on building a nuclear bomb – and 
with President Barack Obama fearing loss of key Jewish political support in 2012 if he 
doesn’t go along.

On Sept. 26, Israeli Prime Minister Benjamin Netanyahu reiterated Iran’s alleged progress, 
telling interviewer Charlie Rose that “time is short” before Iran obtains nuclear weapons 
and poses a direct threat to Israel and the rest of the world.

Yet, the key factor in any Israeli decision to send its aircraft and missiles to Iran is the de-
gree to which Netanyahu and other hard-line Likud leaders believe that President Obama 
is locked into giving blanket support to Israel — particularly as Election 2012 draws near.

The Israelis might well conclude that the formidable effectiveness of the Likud Lobby and 
kneejerk support of the U.S. Congress as well as still powerful neoconservatives in the 
Executive Branch (and on the opinion pages of major American newspapers) amount to 
solid assurance of automatic support for pretty much anything Israel decides to do.

If Israel translates this into a green light to attack Iran, the rest of the world — even Wa-
shington — may get little or no warning.

Netanyahu and his associates would presumably be reluctant to give Obama the kind of 
advance notice that might allow him to consult some adult political and military advisers 
and thus give him a chance to try to spike Israeli plans.

Consequences of blindsiding? There would be a strong argument in Tel Aviv that past pre-
cedent amply demonstrates that there are few if any consequences for blindsiding Obama 
on Israeli actions.

There is also the precedent of how an earlier generation of Likud leaders reacted to a pos-
sible second term by a Democratic president who was suspected of having less than total  
loyalty to Israel.

In 1980, Prime Minister Menachem Begin was angered by President Jimmy Carter’s pres-
sure that had forced Israel to surrender the Sinai  in exchange for a peace treaty with  
Egypt. Begin made clear to his followers at home and abroad that Carter, if freed from the 
political pressure of facing reelection, might push Israel into accepting a Palestinian state.  
So, Begin quietly shifted Israel’s political support to Republican Ronald Reagan, helping to  
ensure Carter’s lopsided defeat.

Similarly, some Israeli hard-liners suspect that Obama in a second term might be liberated 
from his fear of Israeli political retaliation and thus renew pressure on Netanyahu to halt 
Jewish settlements in the occupied territory of Palestine and to reach a true accommodati-
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on with the Palestinians.

Under this analysis, a second-term Obama might add to Israel’s growing isolation in the 
Middle East, which even Defense Secretary Leon Panetta noted Sunday, telling reporters 
that Israel must restart negotiations with the Palestinians and work to restore relations with 
Egypt and Turkey.

“Is  it  enough  to  maintain  a  military  edge  if  you’re  isolating  yourself  in  the  diplomatic 
arena?” Panetta asked. “And that’s what’s happening.”

A Very Bad Year

Indeed, 2011 has been the worst year in recent memory for Israel, ushering in a highly un-
favorable sea change in its strategic position.

Israel has lost the support of formerly friendly governments in Egypt and Turkey and finds  
itself increasingly isolated internationally, as the occupation of Palestinian territory begins 
its 45th year and the plight of the Palestinian people garners more and more attention – 
and sympathy.

As Netanyahu and his right-wing advisers look at the new constellation of stars, it is a safe 
bet they discern an imperative to readjust them in Israel’s favor.

But, by attacking Iran? Okay, I know it sounds crazy. It is crazy. The question, however, is 
whether it sounds crazy to Israel’s leaders, accustomed as they are to a reality in which 
the tail can wag a large dog at will. 

Besides, the Israelis are sounding increasingly desperate and the notion of attacking Iran 
and involving the U.S. might well be seen by desperate leaders as a way to stem further 
erosion of their strategic position — or at least to show they still have a very powerful sup-
porter.

In my view, an attack on Iran would have a two-fold purpose: (1) to set back Iran’s nuclear  
development program and infrastructure, and (2) to mousetrap Washington into an even 
closer military relationship with Israel. Let’s put some context around these one by one.

First, the bugaboo about an Iranian nuclear weapon. Let me say at the outset that I could  
readily believe that Iran is working on a nuclear weapon. There are all sorts of reasons 
why one could understand Tehran seeing this as a reasonable course of action.

(As has been pointed out, Iraq had no nukes and we know what happened to it; North Ko-
rea has a handful of nukes and we know what did not happen to it.)

Trouble is, it doesn’t matter what I – or  anyone else – might believe. For substantive ana-
lysts faith-based analysis is not an option (or, at least, it didn’t use to be). Empirical evi -
dence is the coin of the realm for us.

Unlike Israel, which has refused to sign the Non-Proliferation Treaty and has some 200 to  
300 nuclear weapons, Iran did sign the NPT and insists it has no interest in nuclear wea-
pons, only enriched uranium for medical research and energy. Unlike Israel, Iran has allo-
wed UN International Atomic Energy Agency (IAEA) inspectors in to verify compliance with  
its commitment not to build nukes.
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Still, there continue to be “beliefs,” and suspicions that Iran, for example, may be laying the 
groundwork for an eventual break-out capability, and Tehran has not always fulfilled all its  
obligations under the safeguards regime.

Yet, despite the spin often applied to IAEA reports by the Fawning Corporate Media (FCM) 
and particularly The New York Times, the IAEA has never detected the diversion of enri -
ched uranium from declared sites for the purpose of building a nuclear weapon. That is  
fact.

Intelligence Analysts Thwart War

Beyond that inconvenient truth, some other recent history may be worth bearing in mind.

In 2007, President George W. Bush and Vice President Dick Cheney, with full-throated 
support from Israel and the FCM, were drumming up support for countering what they clai-
med was Iran’s determination to build a nuclear weapon.  On Oct. 22, 2007, the Israeli 
Ambassador to the United States insisted publicly that “very little time” remained to keep 
Iran from obtaining nuclear weapons.

Really? Even were there to have been a nuclear program hidden from the IAEA, no se-
rious observer expected Iran to acquire a nuclear weapon until several years later. Actual-
ly, truth be told, every other year since 1995 U.S. intelligence had been predicting that Iran 
could have a nuclear weapon in about five years.

It became downright embarrassing — like a broken record. The repetition was punctuated 
by the likes of former CIA Director James Woolsey, a dyed-in-the-wool neocon who kept 
warning that the U.S. may have no choice but to bomb Iran to halt its nuclear weapons 
program.

In mid-2006, Woolsey, who has called himself the “anchor of the Presbyterian wing of the  
Jewish Institute for National Security Affairs,” put it this way: “I’m afraid that within, well, at 
worst, a few months; at best, a few years; they [the Iranians] could have the bomb.” That 
was five years ago.

The Russians Get It Right

In early October 2007, Russian President Vladimir Putin, unencumbered by the Likud Lob-
by which  enforces Washington’s  neocon-dominated “group think,”  publicly  mocked the 
“evidence” that had been adduced to show that Iran intended to make nuclear weapons.

Then, during a visit to Iran on Oct. 16, 2007, Putin sprinkled salt on the wounds of “bomb-I-
ran” neoconservatives; he warned, “Not only should we reject the use of force, but also the 
mention of force as a possibility.”

This brought an interesting outburst from President Bush the next day at a press confe-
rence.

Q. “Mr. President, I’d like to follow on Mr. — on President Putin’s visit to Tehran … 
about the words that Vladimir Putin said there. He issued a stern warning against po-
tential U.S. military action against Tehran. … Were you disappointed with [Putin’s] 
message?”

Bush: “I — as I say, I look forward to — if those are, in fact, his comments, I look for-
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ward to having him clarify those. … And so I will visit with him about it.”

Q. “But you definitively believe Iran wants to build a nuclear weapon?”

Bush: “I think so long — until they suspend and/or make it clear that they — that their 
statements aren’t real, yes, I believe they want to have the capacity, the knowledge, 
in order to make a nuclear weapon. And I know it’s in the world’s interest to prevent 
them from doing so. I believe that the Iranian — if Iran had a nuclear weapon, it  
would be a dangerous threat to world peace.

“But this is — we got a leader in Iran who has announced that he wants to destroy Is-
rael. So I’ve told people that if you’re interested in avoiding World War III, it seems 
like you ought to be interested in preventing them from have the knowledge necessa-
ry to make a nuclear weapon. I take the threat of Iran with a nuclear weapon very se-
riously.”

Honest Intelligence

Just weeks later in November 2007, the U.S. intelligence community completed a formal  
National Intelligence Estimate in the best tradition of speaking truth to power. The NIE was 
the fruit of a bottom-up investigation of all evidence over the years on Iran’s nuclear activi -
ties and plans.

But the NIE’s conclusions bore no resemblance to what Bush, Cheney, their Israeli coun-
terparts and the FCM had been claiming about the imminence of a nuclear threat from 
Iran.

The following is from the paragraph introducing the Key Judgments of the NIE of Novem-
ber 2007 that headed off war with Iran:

“A. We judge with high confidence that in fall 2003, Tehran halted its nuclear wea-
pons program; we also assess with moderate-to-high confidence that Tehran at a mi-
nimum is keeping open the option to develop nuclear weapons. …

“Tehran’s decision to halt its nuclear weapons program suggests it is less determined 
to develop nuclear weapons than we have been judging since 2005. Our assessment 
that the program probably was halted primarily in response to international pressure 
suggests Iran may be more vulnerable to influence on the issue than we judged pre-
viously.”

Having reached these conclusions, it is not surprising that the NIE’s authors make a point  
of saying up front (in bold type) 

“This  NIE does not (italics  in  original)  assume that  Iran  intends to  acquire 
nuclear weapons.”

There being no guarantee that, even with an honest Estimate, reason would prevail in the  
White House, Joint Chiefs Chairman Mike Mullen and other senior officers like CENTCOM 
commander Adm. William Fallon took the unusual step of insisting that the Estimate’s key 
judgments be declassified and made public. 

They calculated, correctly, that this would put an iron rod into the wheels of the juggernaut  
then rolling toward a fresh disaster — war with Iran.
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Recall that Adm. Fallon, who became CENTCOM commander in March 2007, let the press 
know that there would be no attack on Iran “on my watch.” He was fired in March 2008.

His senior military colleagues, while not as outspoken as Fallon, shared his disdain for the 
dangerously simplistic views of Bush and Cheney on the use of military power.

Bush and Cheney Aghast

What is perhaps most surprising is the disarming (if that is the correct word) candor with  
which George W. Bush has explained his chagrin at learning of the unanimous judgment  
of the intelligence community that Iran had not been working on a nuclear weapon since 
late 2003. 

Bush lets it all hang out in his memoir Decision Points. Were one to assume that he and 
Cheney were genuinely worried about a threat from Iran, a long sigh of relief — or at least 
some follow-up questions — might have been reasonably expected in reaction to the NIE’s 
judgment.

Instead, Bush complains revealingly that the NIE “tied my hands on the military side,” no-
ting that the NIE opened with the “eye-popping” high-confidence finding that Iran halted its 
nuclear weapons program in the fall of 2003.

The former president adds that the “NIE’s conclusion was so stunning that I felt it would 
immediately leak to the press.” He writes that he authorized declassification of the key fin-
dings “so that we could shape the news stories with the facts.” Facts?

Sure. New and different “facts.” Did not the experience on Iraq prove that the “intelligence 
and facts” could be “fixed around the policy,” as the famous Downing Street Memo of July 
23, 2002, put it regarding the need for the U.S. and U.K. to cook the intelligence and facts 
to “justify” attacking Iraq?

On Iran, though, a crestfallen Bush writes, “The backlash was immediate. [Iranian Presi-
dent Mahmoud] Ahmadinejad hailed the NIE as a ‘great victory.’” Bush’s apparent “logic” 
here is to use the widespread disdain for Ahmadinejad to discredit the NIE through asso-
ciation, i.e. whatever Ahmadinejad praises must be false.

But can you blame Bush for his chagrin? Alas, the NIE had knocked out the props from un-
der the anti-Iran propaganda machine, imported duty-free from Israel and tuned up by neo-
conservatives here at home.

How embarrassing. Here before the world were the key judgments of an NIE, the most au-
thoritative genre of intelligence report, unanimously approved “with high confidence” by all 
16 intelligence agencies and signed by the Director of National Intelligence, saying, in ef -
fect, that Bush and Cheney had been lying about the nuclear threat from Iran.

Quid Est Veritas?

In his memoir, Bush laments: “I don’t know why the NIE was written the way it was. … 
Whatever the explanation, the NIE had a big impact — and not a good one.” Spelling out 
how the Estimate had tied his hands “on the military side,” Bush included this (apparently  
unedited) kicker:
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“But after the NIE, how could I possible explain using the military to destroy the nuclear fa-
cilities of a country the intelligence community said had no active nuclear weapons pro-
gram?”

Well, bummer!

Thankfully, not even Dick Cheney could persuade Bush to repair the propaganda jugger-
naut and let it loose for war on Iran. The avuncular Cheney has made it clear that he was  
very disappointed in his protégé. On Aug. 30, 2009, he told “Fox News Sunday” that he 
was isolated among Bush advisers in his enthusiasm for war with Iran.

“I was probably a bigger advocate of military action than any of my colleagues,” Cheney 
said when asked whether the Bush administration should have launched a pre-emptive at-
tack on Iran before leaving office.

And it is entirely possible that the Iran-war juggernaut would have been repaired and tur-
ned loose anyway, were it not for strong opposition by the top military brass who convin-
ced Bush that Cheney, his neocon friends and the Israeli leaders had no idea of the chaos 
that war with Iran would bring.

Regrettably, Adm. Mullen just retired, and Adm. Fallon was fired in 2008 for speaking truth. 
It is far from clear that their replacements will be as able to act as counterweight to the 
neocons who continue to wield extraordinary influence in Official Washington.

For the record, despite the periodic alarums being raised among the usual suspects about 
the growing danger from Iran, U.S. intelligence analysts and top officials, to their credit, 
have continued to play it straight, so far as I can tell. 

Although they have pretty much worn out the subjunctive mood in their testimony to Con-
gress, the bottom line is that there is no new intelligence information that would warrant si -
gnificant change in the judgments of the NIE of November 2007.

There is still no intelligence to “justify” a preventive attack on Iran (as if preventive attacks 
are ever justified under international law). 

And this time senior intelligence officials should be called to testify under oath about the 
evidence and analytical conclusions, before Israel gets the U.S. embroiled in another cata-
strophic war that would make Iraq and Afghanistan look like a skirmish.

Mousetrapping the President

I promised, so many paragraphs ago, to address how Israeli Prime Minister Netanyahu 
might see an attack on Iran as “mousetrapping” Washington into an even closer military re-
lationship with Israel.

My own sense is that, despite his recent bravura performance in Washington— which in-
cluded a speech to a joint session of Congress in which Republicans and Democrats com-
peted to see who could jump to their feet fastest and applaud the loudest at every phrase 
uttered by the Israeli prime minister — Netanyahu is running scared.

I believe he thinks he needs the U.S. now more than ever. And on that I would have to  
agree.

17/21



This shone through his answers to David Gregory of NBC’s “Meet the Press” on Sept. 25. 
Gregory could hardly get a word in edgewise, but that was good in a way, since a loqua-
cious Netanyahu provided ample grist for analysis. The Prime Minister seemed to be rea-
ching — and came across, at least to me, as defensive:

GREGORY: “Israel is arguably as isolated as it’s ever been in the midst of  Arab 
spring. Turkey has turned against you, the Arab world has moved away from dicta-
tors who supported Israel, had peace treaties with Israel, and is now more negative 
towards Israel. In this day and age, at this particular moment, despite Israel’s well-
known and substantial security concerns, how can you occupy Palestinian territory at 
this moment?”

NETANYAHU: “Well, you’ve got two assumptions in your questions, and I want to 
parse out and actually suggest that they’re wrong. The first one is that we’re isolated. 
Well, we’re not isolated in this country, which happens to be the strongest country on 
earth.

“I walked yesterday in the — in, in Central Park. You know, people met me. Jewis-
h-Americans, but many non-Jewish-Americans and they said, ‘Keep the faith. We’re 
strong. Be strong. We’re with you.’

“A former lieutenant colonel in the Marines who’s now a teacher met me in a restau-
rant in New Jersey, great view of the United — of New York City. He said, ‘We’re with 
you all the way. Stay strong.’ A New York NYPD policeman, he says, ‘I’m not Jewish.  
We support you. Stay strong.’ America supports Israel in unparalleled way, unprece-
dented ways, number one. …

“Every one of the U.S. presidents represents and acts on the tremendous innate fri -
endship of the American people to Israel. And by the way, a piece of news, Israel is 
the one country in which everyone is pro-American, opposition and coalition alike.

“And I represent the entire people of Israel who say, ‘Thank you, America.’ And we’re 
friends of America, and we’re the only reliable allies of America in the Middle East.”

However, there can be little doubt with Israel’s loss of key allies in Turkey and Egypt that 
its strategic position in the region is more tenuous than it has been in recent memory.  
Grassroots movements are also taking root in America showing sympathy for the plight of  
the Palestinians, even if Official Washington continues to march in lockstep behind Neta-
nyahu.

Yet what matters most, in my view, is how Netanyahu and his associates read Obama; 
specifically, how afraid is he of diverging one iota from the pro-Israel stance he has adop-
ted. There is quite enough evidence they feel he is putty in their hands, and it is hardly ne -
cessary to rehearse that here.

Let me instead try to draw a lesson from my experience last summer as a passenger on 
the U.S. Boat to Gaza, “The Audacity of Hope.”

Activism Exposes Cowardice

When we made a break from Greece for the high seas on July 1, it was a mere 33 minutes  
before a Greek Coast Guard boat intercepted us. After a standoff of well over an hour, 
black-clad, black-masked commandos showed up in a black rubber boat, climbed onto the 
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Coast Guard boat, and pointed their machine guns at us.

It was more than a little bizarre: not one of us 37 passengers, 12 media journalists, or five 
crew flinched, much less hit the deck. When our captain discerned that his delaying tactics 
would not prevent us from being boarded, he acquiesced to the Greek Coast Guard orders 
to return to Piraeus, where “The Audacity of Hope” was (and is still) impounded.

We later learned that on that same day, the government of Greece issued a directive wi-
thout precedent in that legendary seafaring nation. The order prohibited any boat from lea-
ving Greek ports bound for Gaza.

It was clear that the Israeli government was pressuring Athens, in private and in public, to 
stop the ten boats of this year’s flotilla from setting out for Gaza. It is unlikely, though, that 
Israel alone would have been able to reverse four millennia of Greek history and embar-
rass the Greeks so pointedly.

It became obvious to me that it was Washington that brought the most decisive pressure to 
bear on the Greeks. Why? In short, because Obama has far more influence with Greek 
Prime Minister George Papandreou than with Netanyahu. And this, despite the $3 billion 
the U.S. gives Israel every year.

Before leaving the United States, I was cautioned by a source with access to senior staf-
fers at the National Security Council that not only did the White House plan to do absolute -
ly nothing to protect our boat from Israeli attack or boarding, but that White House officials 
“would be happy if something happened to us.” 

The way this happy message was phrased was that NSC officials would be “perfectly wil -
ling to have the cold corpses of activists shown on American TV.” Former UK Ambassador 
Craig Murray was told essentially the same thing by former colleagues reporting what they 
had learned from senior State Department officials. 

In other words, senior national security and foreign policy officials in Washington were clai-
ming they viewed with equanimity the possibility that we would meet the same type of wel -
come given by the Israeli Navy to last year’s flotilla to Gaza – though, on sober reflection, it 
appears to me that the Obama administration’s preferred outcome was that we simply be 
bottled up in Greece.

In last year’s attempt to break the Gaza blockade, Israeli commandos attacked the flotilla  
on the early morning of May 31, 2010, in international waters. The commandos killed eight 
Turkish civilians and a 19-year-old American, Furkan Dogan. Turkish Prime Minister Re-
cep Tayyip  Erdogan protested — and Turkey continues to demand an Israeli  apology, 
compensation, and an end to the blockade of Gaza.

In contrast, not a whimper came from President Obama. Actually, it gets worse. The White 
House and State Department did their level best to duck any responsibility to protect Ame-
rican citizens; instead, Official Washington spread the erroneous notion that Dogan was 
not a red-white-and blue American but rather some sort of hybrid “Turkish-American.”

They knew that was incorrect. He was born in Troy, New York; he never applied for Tur-
kish citizenship.

Blockade’s Legality

As for the legality of the Israeli blockade, happily, there remain at the State Department 
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some sticklers for international law, apparently with the courage to quit loudly if State were 
to give its blessings to the outlandish notion that the Israeli blockade is legal.

There are enough recalcitrant professionals — experts on the Law of the Sea and interna-
tional conventions — to put their weight down behind the notion that all countries, Israel in-
cluded, should abide by those laws. Thankfully, their professionalism prevented even fur-
ther embarrassment from U.S. behavior vis-à-vis international law.

That stubborn professionalism may account for one of the most bizarre State Department 
press conference I have seen. On June 24, AP reporter Matt Lee and some of his collea-
gues decided to be more matter-of-fact than diplomatic with State Department spokeswo-
man Victoria Nuland, the wife of Robert Kagan, a neoconservative national security advi-
ser to Vice President Cheney from 2003 to 2005 (and now a Washington Post columnist).

Asked directly, three times, whether the U.S. government considers the Israeli blockade of 
Gaza legal, Ms. Nuland would give no answer.

“I am not a Law of the Sea expert,” she insisted (four times). Her talking points were that  
the U.S. Boat to Gaza should not be a “repeat of what happened last year” (four times).  
As though last year’s flotilla was responsible for the attacks by Israeli naval commandos 
and this year’s flotilla would be considered responsible as well.

It seems likely that, however discreet we passengers on “The Audacity of Hope” tried to be 
with our messaging, U.S. officials became aware that we were on the verge of making a  
break for the high seas and Gaza (damn the torpedoes and commandos).

What seems clear in retrospect is that, whereas macho officials at State and the NSC 
would have been comfortable, as they claimed, seeing our cold corpses on U.S. TV, Oba-
ma had the presence of mind to consult his handful of adult advisers who understood that 
something had to be done — and quickly — since a PR disaster was in the making.

An attack on a U.S.-registered boat endangering us passengers, including author Alice 
Walker (not to mention the journalists on board from The New York Times, CBS, CNN, De-
mocracynow.org, et al.) was to be avoided at all costs.

Mr. Milquetoast himself could not match Obama in pandering to the Israelis. That said, the 
President does try to keep to a minimum those times when it is acutely embarrassing to 
defend the kind of Israeli behavior the rest of the world finds heinous.

If there were a “repeat of what happened last year,” it would prove more difficult this time 
to avoid criticizing Israel (though, when push came to shove, Obama could probably sum-
mon the political “courage” to remain silent again).

However, if President Obama could not summon up the courage to ask Prime Minister Ne-
tanyahu to ensure safe passage for “The Audacity of Hope,” that display of timidity would  
not be lost on the Israeli leaders; one can imagine them being amused by it.

But if he did ask Netanyahu, Obama apparently received the gesture that seems to have 
become Netanyahu’s trademark in reacting to entreaties from Washington (right thumb on 
nose, fingers flapping).

In that case, Obama would have been forced to recognize that his influence with Netanya-
hu is nil, and rather than risk a dust-up with Israel, the safer course would be to put the  
screws to the less formidable Greeks to bring us back to shore and keep us there.
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Fortunately for Obama, considerable leverage was available on Greece since it was in dire 
economic straits and in need of another fiscal bailout. With bigger fish to fry, so to speak,  
Greek Prime Minister Papandreou did what he was told and kept us ashore.

The middle-level Greek officials, including some of the Coast Guard, whom we encounte-
red, were very apologetic, virtually holding their noses as they forced us to comply.

So, put yourself in the position of Netanyahu and his colleagues. Try to see Obama as 
they do and reflect on the various political equities and strategic considerations mentioned 
above. If you were Netanyahu, would you worry very much that Obama might get in the 
way if Israel decided to take a whack at Iran?

Ray McGovern works with Tell the Word, a publishing arm of the ecumenical Church of  
the Saviour in inner-city Washington. He served a total of 30 years as a U.S. Army officer  
and then a CIA analyst, and is co-founder of Veteran Intelligence Professionals for Sanity  
(VIPS).
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